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GUTACHTENANFRAGE HOMOSEXUALITÄT GUINEA 

Sehr geehrter Herr Dr. Lascho, 

vielen Dank für Ihre Anfrage im Verwaltungsgerichtsfahren eines guineischen Staatsangehörigen. Ihre 
Fragen kann Amnesty International wie folgt beantworten: 

1. Ist Homosexualität in Guinea strafbar? Wenn ja, welche Vorschriften sind insoweit einschlägig und 
was besagen sie? 

Nach Kenntnis von Amnesty International ist Homosexualität weder in der guineischen Verfassung noch 
in der Gesetzgebung als eigener Straftatbestand erfasst. 

2. Ist die Vornahme homosexueller Handlungen in Guinea strafbar? Wenn ja, welche Vorschriften sind 
insoweit einschlägig und was besagen sie?  

In Art. 325 des guineischen Strafgesetzbuches heißt es: „Tout acte impudique ou contre nature 
commis avec un individu de son sexe sera puni d’un emprisonnement de 6 mois à 3 ans et d’une 
amende de 100.000 à 1.000.000 de Francs guinéens. Si l’acte a été commis avec un mineur de 
moins de 21 ans, le maximum de la peine sera toujours prononcée.  

Si cet acte a été consommé ou tenté avec violence, le coupable subira la peine de la réclusion 
criminelle à temps de 5 à 10 ans.”1

Demnach können gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen mit sechs Monaten bis zu drei Jahren 
Haft und einer Geldstrafe von 100.000 bis zu einer Million guineische Francs bestraft werden. Für 
gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen mit einer Person unter 21 Jahren wird die Höchststrafe 
verhängt.   

3. Für den Fall, dass Strafvorschriften im Sinne der Fragen 1 und/oder 2 bestehen: Gibt es 
Erkenntnisse darüber, dass die entsprechenden Strafvorschriften in der Praxis faktisch unbeachtet 
bleiben? Wenn ja, in welchem Umfang? 

 
1 LOI N ° 98/036 du 31 Décembre 1988 Portant Code Pénal 
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Amnesty International hat keine Kenntnisse über die Verhaftung und Verurteilung von Personen 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung unter Anwendung von Art. 325 Strafgesetzbuch. Allerdings kann 
die Anwendung des Strafgesetzbuches von Amnesty International auch nicht ausgeschlossen werden. 

4. Gibt es in Guinea oder in Teilen Guineas für Homosexuelle die Möglichkeit, ihre sexuelle 
Orientierung in der Öffentlichkeit unbehelligt zu leben? 

Amnesty International hat keine Kenntnis von Regionen oder Fällen, in denen Homosexualität 
öffentlich gelebt werden konnte. Generell ist die guineische Gesellschaft stark von Traditionen geprägt. 
Homosexualität wird vielfach als widernatürlich begriffen und offen verurteilt. Insbesondere wird 
Homosexualität innerhalb einer Familie oder Gemeinschaft nicht akzeptiert, sodass Personen mit 
Ausschluss aus der Gemeinschaft und Verfolgung rechnen müssen, sofern sie sich zu ihrer 
Homosexualität bekennen.  

Diese Einschätzung teilte auch das Verwaltungsgericht Köln, als es im vergangenen Jahr einem 
guineischen Staatsangehörigen Aufenthalt im Sinne des §60 Abs. 1 S. 1 und 6 AufenthG zuerkannte: 
„Als Homosexueller ist der Kläger Angehöriger eine "sozialen Gruppe" im Sinne des § 60 Abs. 1 S. 1 
und 6 AufenthG in Guinea und muss die Zufügung gezielter Rechtsverletzungen wegen seiner 
Zugehörigkeit zu dieser sozialen Gruppe befürchtet. Dabei ist es unerheblich, dass die Misshandlungen, 
von denen der Kläger bei seiner Anhörung glaubhaft geschildert hat, nicht durch Staatsbedienstete, 
sondern durch Nachbarn und Verwandte ihm zugefügt worden sind. Insoweit kann der Kläger nämlich 
auf keinen Schutz staatlicher Stellen vertrauen, da der guineische Staat nicht in der Lage oder nicht 
willens ist, Schutz vor Verfolgung zu bieten (§ 60 Abs. 1 Satz, 4 c AufenthG). Die guineische 
Gesellschaft ist insgesamt sehr traditionell geprägt, wobei ca. 85 % der Bevölkerung muslimisch sind. 
Religion, aber auch die große Armut und ein fehlendes staatlich organisiertes soziales Netz bedingen 
eine streng hierarchische und patriarchalische Gliederung. Staatlichen Gesetzen stehen zum Teil die 
traditionellen Sitten und das islamische Gesetz entgegen, wobei der Staat kaum in der Lage und 
willens ist, seine Vorschriften und Maßgaben durchzusetzen (vgl, Auswärtiges Amt, Auskunft vom 
29.11.2004 an Verwaltungsgericht Arnsberg - 5008-516.80/43239 -; Institut für Afrika-Kunde. 
Auskunft vom 03.12.2004 an Verwaltungsgericht Arnsberg; Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
Glossar Islamische Länder, Band 5 Guinea, Februar 2011, S. 9).  

 Berücksichtigt man diese Auskunftslage, so sprechen keine stichhaltige Gründe dagegen, dass der 
Kläger, der vor seiner Ausreise bereits verfolgt wurde, bei einer Rückkehr nach Guinea erneut von 
solcher Verfolgung bedroht wird. Schutz durch staatliche Stellen vor dem Übergriff seiner 
Familienangehörigen kann der Kläger nicht erwarten. [...]“2

 

 

 

 

 

                                                 
2 Verwaltungsgericht Köln, Urteil 18 K 6103/10.A, 15.09.2011;   
http://www.asyl.net/index.php?id=185&tx_ttnews[tt_news]=44235&cHash=20df2942a5, 03.02.2012 
12 Uhr 54 
 
 
 
 
 

http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/19127.pdf
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Ich hoffe, Ihnen mit dieser Information weitergeholfen zu haben und verbleibe 

mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Franziska Ulm-Düsterhöft 

Fachreferentin Afrika 

 

 
 
 
 


